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Bundesratsbeschluss 
über die Allgemeinverbindlicherklärung des 
Landes-Gesamtarbeitsvertrages des Gastgewerbes 

Änderung vom 12. Juni 2013 

 
Der Schweizerische Bundesrat 
beschliesst: 

I 

Die Bundesratbeschlüsse vom 19. November 1998, vom 17. Dezember 2001, vom 
12. Dezember 2002, vom 30. Januar 2003, vom 8. Dezember 2003, vom 24. Dezem-
ber 2004, vom 22. September 2005, vom 19. Dezember 2005, vom 1. Mai 2007, 
vom 13. August 2007, vom 17. Dezember 2007, vom 11. Dezember 2008 und vom 
11. Dezember 20091 über die Allgemeinverbindlicherklärung des Landes-Gesamt-
arbeitsvertrages des Gastgewerbes werden wie folgt geändert (Änderung des Gel-
tungsbereichs): 

Art. 2 Abs. 2 
2 Die allgemeinverbindlich erklärten Bestimmungen des Landes-Gesamtarbeits-
vertrages gelten unmittelbar für alle Betriebe, die gastgewerbliche Leistungen anbie-
ten (nachfolgend gastgewerbliche Betriebe genannt) sowie deren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer (Teilzeitarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer sowie Aushilfen 
inbegriffen). Als gastgewerbliche Betriebe gelten alle Betriebe, die gegen Entgelt 
Personen beherbergen oder Speisen oder Getränke zum Genuss an Ort und Stelle 
abgeben. Gastgewerblichen Betriebe gleichgestellt sind Betriebe, die fertig zuberei-
tete Speisen ausliefern. Gewinnorientierung ist nicht vorausgesetzt. 

Ausgenommen vom betrieblichen Geltungsbereich sind abschliessend: 

– Kantinen und Personalrestaurants, die im Wesentlichen dem betriebseigenen 
Personal dienen und im Wesentlichen durch betriebseigenes Personal be-
dient werden; 

– Restaurationsbetriebe in Spitälern und Heimen, die ausschliesslich den Pati-
enten respektive Bewohnern und deren Besuchern dienen und nicht öffent-
lich zugänglich sind oder für deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Falle der öffentlichen Zugänglichkeit zwingend im Vergleich mit dem vor-
liegenden Gesamtarbeitsvertrag mindestens gleichwertige reglementarisch 
oder gesamtarbeitsvertraglich festgelegte Arbeitsbedingungen gelten; 

  

  
1 BBl 1998 5535, 2001 6580, 2002 8359, 2003 1024 8117, 2005 133 5711 7503,  

2007 3399 6103 8693, 2008 9229, 2009 8857 
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– Restaurationsbetriebe mit bis zu 50 Sitzplätzen, die räumlich mit Verkaufs-
geschäften des Detailhandels verbunden sind, mit diesen eine Betriebseinheit 
bilden und im Wesentlichen die gleichen Öffnungszeiten wie das dazugehö-
rige Verkaufsgeschäft haben; 

– Restaurationsbetriebe mit mehr als 50 Sitzplätzen, die räumlich mit Ver-
kaufsgeschäften des Detailhandels verbunden sind, mit diesen eine Betriebs-
einheit bilden und im Wesentlichen die gleichen Öffnungszeiten wie das da-
zugehörige Verkaufsgeschäft haben, sofern für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer dieses Betriebes zwingend ein im Vergleich mit dem vor-
liegenden Gesamtarbeitsvertrag mindestens gleichwertiger Gesamtarbeits-
vertrag gilt. Liegt kein gleichwertiger Gesamtarbeitsvertrag vor, so ist die 
vorliegende Allgemeinverbindlicherklärung auf Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer anwendbar, die hauptsächlich eine gastgewerbliche Leistung 
erbringen; 

– gastgewerbliche Leistungen, die im Zugverkehr erbracht werden. 

Der Ausschuss der Aufsichtskommission befindet über die Gleichwertigkeit von 
gesamtarbeitsvertraglichen und reglementarischen Arbeitsbedingungen nach den 
Kriterien von Artikel 20 Absatz 1 erster Satz  des Arbeitsvermittlungsgesetzes 
(AVG, SR 823.11) und Artikel 48a der Arbeitsvermittlungsverordnung (AVV, 
SR 823.111). Die beteiligten Gesamtarbeitsvertragsparteien können gemeinsam 
beim SECO ein Gutachten beantragen, das beim Befund des Ausschusses der Auf-
sichtskommission berücksichtigt wird. 

Ausgenommen vom persönlichen Geltungsbereich sind abschliessend: 

– Betriebsleiter, Direktoren; 

– Familienmitglieder des Betriebsleiters (Ehegatte, Eltern, Geschwister, direk-
te Nachkommen); 

– Musiker, Artisten, Discjockeys; 

– Schüler von Fachschulen während des Schulbetriebes; 

– Lernende im Sinne des Bundesgesetzes über die Berufsbildung. 

Sehen dieser Vertrag oder zwingende Gesetzesbestimmungen nichts anderes vor, 
haben Teilzeitmitarbeiter im Verhältnis zur geleisteten Arbeitszeit dieselben Rechte 
und Pflichten wie Vollzeitmitarbeiter. 

II 

Dieser Beschluss tritt am 1. Juli 2013 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2013. 

12. Juni 2013 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

 Der Bundespräsident: Ueli Maurer 
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

 


